
 

Berichtsantrag  

der Abg. Eckert, Gnadl, Faeser, Franz, Hartmann, Holschuh,  

Rudolph (SPD) und Fraktion 

betreffend flüchtlingsfeindliche Vorfälle in Hessen 
 
 
 
Medienberichten zufolge haben fremdenfeindliche Angriffe auf Flüchtlingsunterkünfte massiv 
zugenommen. Aus einer Anfrage einer Bundestagsfraktion an das Bundesinnenministerium geht 
zudem hervor, dass nach vorläufigen Angaben die Zahl der rechtsextremen Straftaten im Ver-
gleich zum Vorjahr von 284 auf 364 Fälle gestiegen ist. Auch die Zahl der fremdenfeindlichen 
Straftaten in Hessen ist um mehr als 50 % höher als im Vorjahr. Häufig können die Täter nicht 
ermittelt bzw. verurteilt werden. Hinzu kommen immer wieder Drohungen gegen freiwillige 
Helferinnen und Helfer und gegen Politikerinnen und Politiker, die sich für Flüchtlinge ein-
setzen.  
 
Die Landesregierung wird ersucht, im Innenausschuss (INA) über folgenden Gegenstand zu be-
richten: 
 
1. Welche Straftaten gegen geplante bzw. bereits bestehende Flüchtlingsunterkünfte und 

Wohnungen, in denen Flüchtlinge leben, wurden in Hessen in den Jahren 2014, 2015 
und 2016 durch die Sicherheitsbehörden erfasst?  

 Welche dieser Straftaten kann dem Bereich politisch motivierte Kriminalität - rechts zu-
geordnet werden? Wir bitten um Angaben von Datum, Ort, Anzahl der ermittelten Tat-
verdächtigen, Anzahl der Geschädigten, Sachverhalt, Deliktsart und Ermittlungsstand.  

 
2. Welche Straftaten gegen Flüchtlinge, die dem Bereich PMK - rechts zuzuordnen sind, 

wurden in Hessen in den Jahren 2014, 2015 und 2016 durch die Sicherheitsbehörden er-
fasst? Wir bitten um Angaben von Datum, Ort, Anzahl der ermittelten Tatverdächtigen, 
Sachverhalt, Deliktsart und Ermittlungsstand. 

 
3. Wie viele Proteste gegen die Unterbringung von Flüchtlingen fanden in Hessen in den 

Jahren 2014, 2015 und 2016 statt? Wir bitten um Angabe von Datum, Ort, Anzahl der 
Teilnehmer und Organisatoren bzw. Anmelder der Proteste. 

 
4. Welche Drohungen gegen Personen, die sich für Flüchtlinge engagieren, sind den Si-

cherheitsbehörden in Hessen aus den Jahren 2014, 2015 und 2016 bekannt? 
 
5. Welche Maßnahmen ergreift die Landesregierung zum Schutz der Flüchtlinge und der 

Flüchtlingsunterkünfte? 
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